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„Zeitpunkt der Zuordnungsentscheidung bei  
gemischt genutzten Gebäuden“ 

 

Die Entscheidung, welcher Anteil eines gemischt genutzten Gegenstandes dem Unter-
nehmen zugeordnet wird, ist spätestens in der Steuererklärung bis zum Ablauf der ge-
setzlichen Frist zur Abgabe von (USt-) Erklärungen (31.05. des Folgejahres) nach außen 
zu dokumentieren. Eine erst nach diesem Zeitpunkt erfolgte Dokumentation der Zuord-
nungsentscheidung bleibt unberücksichtigt. 

►  BFH-Urteil vom 7. Juli 2011 – V R 21/10 - DStR 2011 S. 2349 

Das Problem: Die Parteien stritten – zuletzt vor dem BFH – um den Abzug von Vor-
steuern aus der Errichtung eines gemischt genutzten Gebäudes. Der Kläger begann im 
Sommer 2007, ein Einfamilienhaus zu errichten, das er im Januar 2008 fertig stellte. In 
den Umsatzsteuer-Voranmeldungen III/2007 vom 17.10.2007, IV/2007 vom 05.02.2008 
und I/2008 vom 13.05.2008 machte er lediglich Vorsteuern geltend, die nicht den Bau des 
Einfa-milienhauses betrafen. Am 05.06.2008 reichte er berichtigte Voranmeldungen ein, in 
denen er (erstmals) Vorsteuern aus der Herstellung des Hauses erklärte. Das FA erkann-
te diese geltend gemachten Vorsteuern nicht an. Nach ergebnislosem Vorverfahren erhob 
der Kläger Klage. Das FG (FG Nds. vom 07.05.2010 – 16 K 189/09, EFG 2011, 87) hielt 
den Kläger (Abgabe vierteljährlicher Voranmeldungen) für verpflichtet, seine Entschei-
dung, Teile des gemischt genutzten Hauses seinem Unternehmen zuzuordnen, in den 
ersten Voranmeldungen zu treffen. Es wies daher die Klage ab. 

Die Lösung des Gerichts: Der BFH wich in seiner Begründung von der Entscheidung 
des FG ab, bestätigte sie jedoch im Ergebnis. Ein Unternehmer könne nach § 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 UStG die gesetzlich geschuldete Steuer für Lieferungen und sonstige Leis-
tungen, die von einem anderen Unternehmer für sein Unternehmen ausgeführt worden 
seien, als Vorsteuer abziehen. Ausgeschlossen sei der Vorsteuerabzug nach § 15 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 UStG für Leistungen, die der Unternehmer für steuerfreie Umsätze verwende 
(Artikel 17 Abs. 2 EWGRL 388/77). Sei ein Gegenstand – wie das Einfamilienhaus – so-
wohl für den unternehmerischen Bereich als auch für den nichtunternehmerischen Be-
reich des Unternehmers vorgesehen (gemischte Nutzung), werde der Gegenstand nur 
dann für das Unternehmen bezogen, wenn und soweit der Unternehmer ihn seinem Un-
ternehmen zugeordnet habe. Insoweit habe der Steuerpflichtige ein Zuordnungswahl-
recht, wonach er den Gegenstand insgesamt seinem Unternehmen zuordnen oder ihn in 
vollem Umfang in seinem Privatvermögen belassen oder den Gegenstand entsprechend 
dem – geschätzten – unternehmerischen Nutzungsanteil seinem Unternehmen und im 
Übrigen seinem nichtunternehmerischen Bereich zuordnen könne. Die Zuordnung eines 
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Gegenstands zum Unternehmen erfordere eine durch Beweisanzeichen gestützte Zuord-
nungsentscheidung des Unternehmers bei Anschaffung oder Herstellung des Gegen-
stands. Dabei sei die Geltendmachung des Vorsteuerabzugs regelmäßig ein gewichtiges 
Indiz für, die Unterlassung des Vorsteuerabzugs ein ebenso gewichtiges Indiz gegen die 
Zuordnung eines Gegenstands zum Unternehmen. Gäbe es keine Beweisanzeichen für 
eine Zuordnung zum Unternehmen, könnten diese nicht unterstellt werden. Im Gegensatz 
zum FG kann nach Ansicht des BFH diese Zuordnungsentscheidung spätestens und mit 
endgültiger Wirkung noch in einer „zeitnah“ erstellten Umsatzsteuererklärung für das Jahr, 
in das der Leistungsbezug fällt, nach außen dokumentiert werden. Die Dokumentation der 
Zuordnung zum Unternehmensvermögen hat danach bis spätestens 31.05. des Folgejah-
res gegenüber der Finanzbehörde zu geschehen. Zwar stelle die Dokumentation der Zu-
ordnungsentscheidung keine Steuererklärung i.S.v. § 149 Abs. 1 AO dar und müsse da-
her an sich unverzüglich nach Ablauf des Kalenderjahres (des Leistungsbezuges) erfol-
gen. Der BFH hält es jedoch aus Gründen der Praktikabilität für zulässig, auf die allge-
meine Abgabefrist für Jahressteuererklärungen zurückzugreifen. Der Kläger hatte seine 
Zuordnungsentscheidung erst nach dem 31.05. des Folgejahres getroffen, so dass der 
BFH die Revision abwies. 

Konsequenzen für die Praxis: Der BFH konkretisiert im Besprechungsurteil seine 
Rechtsprechung zum Zeitpunkt der Zuordnungsentscheidung bei gemischt-genutzten Ge-
genständen nach seinem Urteil vom 07.07.2011 (BFH vom 07.07.2011 – V R 42/09, UR 
2011, 870). 

Nach dem EuGH-Urteil vom 08.03.2011 (EuGH vom 08.03.2011 – Rs. C-415/98 – Bakcsi, 
UR 2001, 149) bestand Unsicherheit über die Frage, bis wann bei gemischt-genutzten 
Gegenständen die Zuordnung von Bezügen zum Unternehmen zu erfolgen hatte. Mit Ur-
teil vom 11.04.2008 (BFH vom 11.04.2008 – V R 10/07, UR 2008, 750) hatte der BFH den 
Vorsteuerabzug hinsichtlich einer in 1997 erworbenen Photovoltaikanlage bei einer in der 
Umsatzsteuererklärung des Kalenderjahres 2002 erfolgten Zuordnung nicht anerkannt. 
Nach Ansicht des BFH bestand zwischen Leistungsbezug und der erstmaligen Zuord-
nungsentscheidung eine zu große zeitliche Distanz. 

In der Folgezeit entschieden einige FG (wie im Besprechungsfall), dass der Zeitpunkt der 
erstmaligen Abgabe einer Voranmeldung für die Zuordnungsentscheidung maßgeblich 
sei. Diese Vorgehensweise war der ständigen Formulierung des BFH geschuldet, dass 
aus dem Grundsatz des Sofortabzugs der Vorsteuer folge, dass die Zuordnungsentschei-
dung schon bei Anschaffung oder Herstellung des Gegenstands zu treffen sei. 

Mit seinem Urteil vom 07.07.2011 konkretisierte der BFH seine bis daher nebulös ange-
deutete Ansicht zum maßgeblichen Zeitpunkt einer Zuordnungsentscheidung dahin, dass 
die „sofort bei Leistungsbezug zu treffende Zuordnungsentscheidung“ bis spätestens im 
Rahmen der Jahressteuererklärung – und damit bis zum 31.05. des Folgejahres des Leis-
tungsbezugs – zu dokumentieren sei. Damit hatte er klargestellt, dass seiner Ansicht nach 
eine Entscheidung nicht bereits in den USt-Voranmeldungen zu erfolgen hat. 

Dokumentation der Zuordnungsentscheidung“ keine Steuererklärung: Für den 
steuerlichen Berater wichtig ist der Hinweis, dass die „Dokumentation der Zuordnungs-
entscheidung“ keine Steuererklärung i.S.v. § 149 Abs. 1 AO darstellt und die für die Ab-
gabe von Steuererklärungen gewährte Fristverlängerung nicht zur Folge hat, dass auch 
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die Frist zur Dokumentation verlängert wird. Der 31.05. des Folgejahres (Abgabezeitpunkt 
der USt-Erklärung nach § 149 Abs. 2 Satz 1 AO) ist somit der letzte Termin, zu dem die 
Zuordnung nach außen dokumentiert werden kann. Im Besprechungsfall hatte der Kläger 
in seiner Jahressteuererklärung 2007 zwar die Vorsteuern aus der Gebäudeerrichtung 
geltend gemacht, die Erklärung aber erst am 17.07.2009 beim FA eingereicht. 

Eine Ergebniskorrektur kann somit auch nicht dadurch erreicht werden, indem nach 
dem 31.5. des auf den Leistungsbezug folgenden Jahres geänderte/berichtigte USt-Vor-
anmeldungen oder Jahressteuererklärungen beim FA eingereicht werden. 

Die im Schrifttum vertretene Ansicht, dem Unternehmer müsse im Falle des „gestreckten 
Vorgangs der Herstellung“ (wie bei dem Bau eines Hauses) die Möglichkeit eingeräumt 
werden, seine Zuordnungsentscheidung bis zum Ende des Herstellungsvorgangs hinaus-
zuschieben, hat der BFH abgewiesen. Allein die faktischen (und verfahrensrechtlichen) 
Erwägungen, dass unter Umständen über Jahre hinaus die Berechtigung zum Vorsteuer-
abzug unklar bliebe, weiß hier zu überzeugen. 

Beraterhinweis: Der V. Senat betont nicht an Verwaltungsvorschriften gebunden zu sein 
und folgt der Verwaltungsmeinung nicht: Der BFH hat weiterhin den Hinweis des Klägers 
auf Abschnitt 192 Abs. 21 Nr. 2b UStR 2005 als unbeachtlich zurückgewiesen. Danach 
konnte der Unternehmer, wenn bei der Anschaffung oder Herstellung eines Gebäudes ein 
Vorsteuerabzug nicht möglich war, gegenüber dem FA durch eine schriftliche Erklärung 
spätestens bis zur Abgabe der Umsatzsteuererklärung des Jahres, in dem die jeweilige 
Leistung bezogen worden war, dokumentieren, in welchem Umfang er das Gebäude dem 
Unternehmen zugeordnet hat(te). Er verwies zunächst darauf, dass im Streitfall der Vor-
steuerabzug bei der Herstellung des Gebäudes möglich gewesen war. Darüber hinaus 
machte er jedoch deutlich, als Gericht nicht an Verwaltungsvorschriften gebunden zu sein 
(so auch BFH v. 17.12.2008, BFH/NV 2009, 798 mit einer Stellungnahme zur Anwendung 
des Abschnitt 192 Abs. 18 Nr. 2 Buchst. b Satz 1 der UStR 2000). Der V. Senat hat inso-
weit zum Ausdruck gebracht, dass er der Verwaltungsmeinung nicht folgen will. M.E. 
müsste hier geprüft werden, ob der Anspruchsteller – soweit die Voraussetzungen in tat-
sächlicher Hinsicht erfüllt wären – einen Anspruch auf Gleichbehandlung gegenüber an-
deren Unternehmern hat. 

Durch die Richtlinie 2009/162/EU wurde der neue Artikel 168a MwStSystRL eingeführt, 
bei dem – nur für Grundstücke – ein Vorsteuerabzug nur für den Teil eines Gebäudes be-
gehrt werden kann, der unternehmerisch genutzt wird. Mit Wirkung der neuen Bestim-
mung ab dem 15.01.2010 ist eine Zuordnung nicht unternehmerisch genutzter Teile eines 
Gebäudes zum Unternehmen nicht mehr möglich. 

Ertragsteuerrechtliche Vorgehensweise Indiz für Zuordnung zum Unternehmen? 
Für die insoweit verbliebenen „Gebäude-Altfälle“ sind auch mit den letzten Entscheidun-
gen des BFH nicht alle Fragen geklärt. Insbesondere stellt sich die Frage, inwieweit die bi-
lanzielle und ertragsteuerrechtliche Vorgehensweise nach dem Besprechungsurteil eine 
Zuordnung zum Unternehmen indizieren kann. Hier ist insbesondere der Vortrag vor dem 
FG von Bedeutung, da er für das Revisionsverfahren maßgeblich ist. 

Fraglich verbleibt auch der Fall, in dem beispielsweise im Januar des auf den Leistungs-
bezug folgenden Jahres eine Jahressteuererklärung beim FA eingereicht wird, jedoch erst 
mit einer geänderten Erklärung, die der Unternehmer vor dem 31.05. einreicht, nichtun-
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ternehmerisch genutzte Teile des Gebäudes dem Unternehmen zugeordnet werden. Legt 
man die Ausführungen des BFH zugrunde, müsste die geänderte Jahressteuererklärung 
hinsichtlich der (geänderten) Zuordnungsentscheidung unbeachtet bleiben. Denn die zu-
nächst eingereichte Jahressteuererklärung enthält lediglich eine – aus Praktikabilitätser-
wägungen – zurückverlagerte Dokumentation einer zuvor getroffenen Entscheidung. Eine 
„neue Entscheidung“ dürfte danach im Regelfall ausscheiden. 
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